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Jahrgang 1982 Ausgegeben am 7. September 1982 182. Stück

4 4 3 . Konvention zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau samt Vorbehalten
(NR: GP XV RV 823 AB 960 S. 104. BR: AB 2473 S. 419.)

443.
Der Nationalrat hat beschlossen:

1. Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages, dessen Artikel 1 bis 4 verfassungsändernd sind,
samt Vorbehalten wird verfassungsmäßig genehmigt;

2. Gemäß Artikel 50 Absatz 2 B-VG ist dieser Staatsvertrag durch Erlassung von Gesetzen zu erfül-
len.

(Übersetzung)

KONVENTION ZUR
BESEITIGUNG JEDER

FORM VON
DISKRIMINIERUNG DER

FRAU

Die Vertragsstaaten dieser
Konvention

im Hinblick darauf, daß die
Satzung der Vereinten Nationen
den Glauben an die Grundrechte
des Menschen, an Würde und
Wert der menschlichen Person
und an die Gleichberechtigung
von Mann und Frau bekräftigt,

im Hinblick darauf, daß die
Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte den Grundsatz
der Unzulässigkeit der Diskrimi-
nierung aufstellt und verkündet,
daß alle Menschen frei und gleich
an Würde und Rechten geboren
sind und jeder Mensch ohne
irgendeinen Unterschied, ein-
schließlich eines Unterschieds
aufgrund des Geschlechts,
Anspruch auf die in dieser Erklä-
rung verkündeten Rechte und
Freiheiten hat,

im Hinblick darauf, daß die
Vertragsstaaten der Internationa-
len Menschenrechtspakte ver-
pflichtet sind, die Gleichberechti-
gung von Mann und Frau bei der
Ausübung aller wirtschaftlichen,
sozialen, kulturellen, staatsbür-
gerlichen und politischen Rechte
zu gewährleisten,

in Anbetracht der unter der
Schirmherrschaft der Vereinten
Nationen und Sonderorganisatio-
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nen abgeschlossenen internatio-
nalen Konventionen zur Förde-
rung der Gleichberechtigung von
Mann und Frau,

ferner im Hinblick auf die
Resolutionen, Erklärungen und
Empfehlungen der Vereinten
Nationen und der Sonderorgani-
sationen zur Förderung der
Gleichberechtigung von Mann
und Frau,

jedoch besorgt darüber, daß
die Frau trotz dieser verschiede-
nen Instrumente noch immer
weitgehend diskriminiert wird,

unter Hinweis darauf, daß die
Diskriminierung der Frau die
Grundsätze der Gleichberechti-
gung und der Achtung der
Menschenwürde verletzt, die
Frauen daran hindert, unter den
gleichen Voraussetzungen wie
Männer am politischen, sozialen,
wirtschaftlichen und kulturellen
Leben ihres Landes teilzunehmen,
das Wachstum des Wohlstandes
von Gesellschaft und Familie
hemmt und der Frau die volle
Entfaltung ihrer Fähigkeiten im
Dienste ihres Landes und der
Menschheit erschwert,

besorgt darüber, daß dort, wo
Armut herrscht, Frauen beim
Zugang zu Nahrungsmitteln,
Gesundheitseinrichtungen, Bil-
dung, Ausbildung und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten sowie bei der
Befriedigung sonstiger Bedürf-
nisse am ehesten benachteiligt
werden,

in der Überzeugung, daß die
Errichtung der neuen Weltwirt-
schaftsordnung auf der Grund-
lage von Gleichheit und Gerech-
tigkeit wesentlich zur Förderung
der Gleichberechtigung von
Mann und Frau beitragen wird,

nachdrücklich darauf hinwei-
send, daß die Beseitigung der
Apartheid, aller Formen von Ras-
sismus, rassischer Diskriminie-
rung, Kolonialismus, Aggression,
ausländischer Besetzung und
Fremdherrschaft sowie von Ein-
mischung in die inneren Angele-
genheiten anderer Staaten uner-
läßlich für die volle Ausübung der
Rechte von Mann und Frau ist,
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mit der Erklärung, daß die
Festigung des Weltfriedens und
der internationalen Sicherheit, die
internationale Entspannung, die
gegenseitige Zusammenarbeit
aller Staaten ungeachtet ihrer
Gesellschafts- und Wirtschafts-
ordnung, die allgemeine und voll-
ständige Abrüstung — insbeson-
dere die nukleare Abrüstung
unter strenger und wirksamer
internationaler Kontrolle —, die
Durchsetzung der Grundsätze
der Gerechtigkeit, der Gleichbe-
rechtigung und des beiderseitigen
Nutzens in den Beziehungen der
Länder untereinander sowie die
Verwirklichung des Rechts der
unter Fremd- und Kolonialherr-
schaft sowie ausländischer Beset-
zung lebenden Völker auf Selbst-
bestimmung und Unabhängigkeit
sowie auf Achtung ihrer nationa-
len Souveränität und territorialen
Integrität den sozialen Fortschritt
und die soziale Entwicklung för-
dern und somit zur Erreichung
der vollen Gleichberechtigung
von Mann und Frau beitragen,

in der Überzeugung, daß die
größtmögliche und gleichberech-
tigte Mitwirkung der Frau in
allen Bereichen Voraussetzung
für die vollständige Entwicklung
eines Landes, für das Wohlerge-
hen in der Welt und für die Sache
des Friedens ist,

eingedenk des bedeutenden,
bisher noch nicht voll anerkann-
ten Beitrags der Frau zum Wohl-
ergehen der Familie und zur
Gesellschaftsentwicklung, der
sozialen Bedeutung der Mutter-
schaft und der Aufgaben beider
Elternteile im Rahmen von Fami-
lie und Kindererziehung sowie in
dem Bewußtsein, daß die Rolle
der Frau bei der Fortpflanzung
kein Grund zur Diskriminierung
sein dürfe und daß die Erziehung
der Kinder eine Aufgabe ist, die
sich Männer und Frauen und die
gesamte Gesellschaft teilen müs-
sen,

in dem Bewußtsein, daß sich
die traditionellen Rollen von
Mann und Frau in der Gesell-
schaft und Familie wandeln müs-
sen, wenn es zur vollen Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau
kommen soll,



2082 182. Stück — Ausgegeben am 7. September 1982 — Nr. 443

entschlossen, die in der Erklä-
rung über die Beseitigung der
Diskriminierung der Frau nieder-
gelegten Grundsätze zu verwirk-
lichen und zu diesem Zwecke alle
zur Beseitigung irgendeiner Form
und Erscheinungsweise dieser Art
von Diskriminierung erforderli-
chen Maßnahmen zu verabschie-
den,

sind wie folgt übereingekom-
men:

TEIL I

Artikel 1

In dieser Konvention bezeich-
net der Ausdruck „Diskriminie-
rung der Frau" jede auf Grund
des Geschlechts vorgenommene
Unterscheidung, Ausschließung
oder Beschränkung, die zum Ziel
oder zur Folge hat, daß die von
der Grundlage der Gleichberech-
tigung von Mann und Frau aus-
gehende Anerkennung, Inan-
spruchnahme oder Ausübung der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten der Frau — gleich, wel-
chen Familienstands — auf politi-
schem, wirtschaftlichem, sozia-
lem, kulturellem, staatsbürgerli-
chem oder anderem Gebiet beein-
trächtigt oder vereitelt wird.

Artikel 2

Die Vertragsstaaten verurteilen
jede Form von Diskriminierung
der Frau, kommen überein, mit
allen geeigneten Mitteln unver-
züglich eine Politik der Beseiti-
gung der Diskriminierung der
Frau zu verfolgen und verpflich-
ten sich zu diesem Zweck,

a) den Grundsatz der Gleich-
berechtigung von Mann
und Frau in ihre Verfassung
oder in andere in Frage
kommende Gesetze aufzu-
nehmen, sofern sie dies
noch nicht getan haben,
und durch gesetzgeberische
und sonstige Maßnahmen
für die tatsächliche Ver-
wirklichung dieses Grund-
satzes zu sorgen;
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b) durch geeignete gesetzgebe-
rische und sonstige Maß-
nahmen, gegebenenfalls
auch Sanktionen, jede Dis-
kriminierung der Frau zu
verbieten;

c) den gesetzlichen Schutz der
Rechte der Frau auf der
Grundlage der Gleichbe-
rechtigung mit dem Mann
zu gewährleisten und die
Frau durch die zuständigen
nationalen Gerichte und
sonstigen öffentlichen Ein-
richtungen wirksam vor
jeder diskriminierenden
Handlung zu schützen;

d) die Frau diskriminierende
Handlungen oder Praktiken
zu unterlassen und dafür zu
sorgen, daß alle staatlichen
Behörden und öffentlichen
Einrichtungen im Einklang
mit dieser Verpflichtung
handeln;

e) alle geeigneten Maßnahmen
zur Beseitigung der Diskri-
minierung der Frau durch
jedwede Personen, Organi-
sationen oder Unternehmen
zu ergreifen;

f) alle geeigneten Maßnah-
men, einschließlich der Ver-
abschiedung von Rechtsvor-
schriften, zur Abänderung
oder zur Aufhebung aller
Gesetze, Vorschriften,
Bräuche und Praktiken zu
treffen, die eine Diskrimi-
nierung der Frau darstellen;

g) alle strafrechtlichen Bestim-
mungen aufzuheben, die
eine Diskriminierung der
Frau darstellen.

Artikel 3

Die Vertragsstaaten treffen auf
allen Gebieten, insbesondere auf
politischem, sozialem, wirtschaft-
lichem und kulturellem Gebiet,
alle geeigneten Maßnahmen, ein-
schließlich der Verabschiedung
von Rechtsvorschriften, zur
Sicherung der uneingeschränkten
Entfaltung und Förderung der

266



2084 182. Stück — Ausgegeben am 7. September 1982 — Nr. 443

Frau, damit gewährleistet wird,
daß alle Frauen die Menschen-
rechte und Grundfreiheiten
gleichberechtigt ausüben und
genießen können.

Artikel 4

1. Vorübergehende Sonder-
maßnahmen der Vertragsstaaten
zur beschleunigten Herbeifüh-
rung der De-facto-Gleichberech-
tigung von Mann und Frau gelten
nicht als Diskriminierung im
Sinne dieser Konvention, dürfen
aber keinesfalls die Beibehaltung
ungleicher oder gesonderter
Maßstäbe zur Folge haben; diese
Maßnahmen sind aufzuheben,
sobald die Ziele der Chancen-
gleichheit und Gleichbehandlung
erreicht sind.

2. Sondermaßnahmen der Ver-
tragsstaaten zum Schutz der
Mutterschaft, einschließlich der
in dieser Konvention angeführten
Maßnahmen, gelten nicht als Dis-
kriminierung.

Artikel 5

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen,

a) die einen Wandel in den
sozialen und kulturellen
Verhaltensmustern von
Mann und Frau bewirken
und so zur Beseitigung von
Vorurteilen sowie von her-
kömmlichen und allen son-
stigen auf der Vorstellung
von der Unterlegenheit
oder Überlegenheit des
einen oder des anderen
Geschlechts oder der ste-
reotypen Rollenverteilung
von Mann und Frau beru-
henden Praktiken führen;

b) die sicherstellen, daß die
Erziehung in der Familie zu
einem wirklichen Verständ-
nis der Mutterschaft als
einer sozialen Aufgabe und
zur Anerkennung der
gemeinsamen Verantwor-
tung von Mann und Frau
für die Erziehung und Ent-
wicklung ihrer Kinder bei-
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trägt, wobei das Interesse
der Kinder in jedem Fall
oberstes Gebot ist.

Artikel 6

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen, ein-
schließlich der Verabschiedung
von Rechtsvorschriften, zur
Unterdrückung jeder Form des
Frauenhandels und der Ausbeu-
tung der Prostitution von Frauen.

TEIL II

Artikel 7

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau im politischen und
öffentlichen Leben ihres Landes
und gewährleisten allen Frauen
insbesondere in gleicher Weise
wie den Männern

a) das Recht auf Stimmabgabe
bei allen Wahlen und
Volksabstimmungen und
auf Wählbarkeit in alle
öffentlich gewählten Gre-
mien;

b) das Recht, an der Ausarbei-
tung und der Durchführung
der Regierungspolitik mit-
zuwirken sowie das Recht
auf Zugang zu einem
öffentlichen Amt und auf
Bekleidung jeder öffentli-
chen Funktion auf allen
Ebenen staatlicher Verwal-
tung;

c) das Recht auf Mitarbeit in
nichtstaatlichen Organisa-
tionen und Vereinigungen,
die sich mit dem öffentli-
chen und politischen Leben
des Landes befassen.

Artikel 8

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen um
sicherzustellen, daß Frauen unter
den gleichen Bedingungen wie
Männer und ohne jedwede Dis-
kriminierung die Möglichkeit
haben, ihre Staaten auf interna-
tionaler Ebene zu vertreten und
an der Arbeit internationaler
Organisationen mitzuwirken.
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Artikel 9

1. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren Frauen die gleichen Rechte
wie Männern in bezug auf
Erwerb, Wechsel oder Beibehal-
tung ihrer Staatsangehörigkeit.
Insbesondere stellen sie sicher,
daß sich weder durch eine Ehe-
schließung mit einem Ausländer
noch durch Wechsel der Staats-
angehörigkeit des Mannes im
Laufe der Ehe automatisch die
Staatsangehörigkeit der Frau
ändert, diese dadurch staatenlos
wird oder ihr die Staatsangehö-
rigkeit ihres Mannes aufgezwun-
gen wird.

2. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren Frauen die gleichen Rechte
wie Männern in bezug auf die
Staatsangehörigkeit ihrer Kinder.

TEIL III

Artikel 10

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau, um ihr im Bildungsbe-
reich die gleichen Rechte wie
Männern zu gewährleisten und
auf der Grundlage der Gleichbe-
rechtigung von Mann und Frau
insbesondere folgendes sicherzu-
stellen:

a) gleiche Bedingungen bei der
Berufsberatung, bei der
Zulassung zum Unterricht
und beim Erwerb von Zeug-
nissen an Bildungseinrich-
tungen jeder Art sowohl in
ländlichen als auch in städti-
schen Gebieten; diese
Gleichberechtigung gilt für
die vorschulische, allge-
meinbildende, fachliche,
berufliche und die höhere
fachliche Ausbildung sowie
für jede Art der Berufsaus-
bildung;

b) Zulassung zu denselben
Studienprogrammen und
Prüfungen sowie Lehrkräf-
ten mit gleichwertigen Qua-
lifikationen und zu Schul-
anlagen und Ausstattungen
derselben Qualität;



182. Stück — Ausgegeben am 7. September 1982 — Nr. 443 2087

c) Beseitigung jeder Art ste-
reotyper Rollenauffassung
von Mann und Frau auf
allen Erziehungsebenen und
in allen Unterrichtsformen
durch Förderung der Koe-
dukation und sonstiger
Erziehungsformen, die zur
Erreichung dieses Zieles
beitragen, insbesondere
auch durch Überarbeitung
von Lehrbüchern und Lehr-
plänen und durch Anpas-
sung der Lehrmethoden;

d) Chancengleichheit bei der
Erlangung von Stipendien
und sonstigen Ausbildungs-
beihilfen;

e) gleiche Möglichkeiten des
Zugangs zu Fortbildungs-
programmen, darunter Pro-
grammen für erwachsene
Analphabeten und zur funk-
tionellen Alphabetisierung,
insbesondere zur möglichst
baldigen Verringerung
jedes Bildungsgefälles zwi-
schen Mann und Frau;

f) Verringerung des Prozent-
satzes der vorzeitigen Stu-
dienabgänge bei Studentin-
nen und Veranstaltung von
Programmen für Mädchen
und Frauen, die vorzeitig
aus der Schule ausgetreten
sind;

g) gleiche Möglichkeiten zur
aktiven Teilnahme an Sport
und Leibesübungen;

h) Zugang zu spezifischen
Informationen im Erzie-
hungs- und Bildungsbe-
reich, die zur Gewährlei-
stung der Gesundheit und
des Wohlergehens der
Familie beitragen, ein-
schließlich Informationen
und Beratungsdiensten im
Rahmen der Familienpla-
nung.

Artikel 11

1. Die Vertragsstaaten treffen
alle geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau auf dem Arbeitsmarkt,
um der Frau auf der Grundlage
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der Gleichberechtigung von
Mann und Frau gleiche Rechte
zu gewährleisten, insbesondere

a) das Recht auf Arbeit als
unveräußerliches Recht
jedes Menschen;

b) das Recht auf dieselben
Arbeitsmöglichkeiten ein-
schließlich der Anwendung
derselben Auswahlkriterien
bei der Einstellung;

c) das Recht auf freie Berufs-
wahl und freie Wahl des
Arbeitsplatzes, das Recht
auf Beförderung, Arbeits-
platzsicherheit sowie alle
Leistungen und Arbeitsbe-
dingungen sowie das Recht
auf Berufsausbildung und
Weiterbildung, einschließ-
lich Lehrlingsausbildung,
höhere Berufsausbildung
und ständige Weiterbil-
dung;

d) das Recht auf gleiches Ent-
gelt, einschließlich sonstiger
Leistungen, und auf Gleich-
behandlung in bezug auf
gleichwertige Arbeit sowie
Gleichbehandlung bei der
Bewertung der Arbeitsquali-
tät;

e) das Recht auf soziale
Sicherheit, insbesondere auf
Leistungen bei Eintritt in
den Ruhestand sowie im
Fall von Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Invalidität und
Alter oder sonstiger Arbeits-
unfähigkeit, und ferner das
Recht auf bezahlten
Urlaub;

f) das Recht auf Schutz der
Gesundheit und auf Sicher-
heit am Arbeitsplatz, ein-
schließlich des Schutzes der
Fortpflanzungsfunktion.

2. Um eine Diskriminierung
der Frau aus Gründen der Ehe-
schließung oder Mutterschaft zu
verhindern und ihr ein wirksames
Recht auf Arbeit zu gewährlei-
sten, treffen die Vertragsstaaten
geeignete Maßnahmen

a) zum — mit der Androhung
von Sanktionen verbunde-
nen — Verbot einer Entlas-
sung oder Kündigung
wegen Schwangerschaft
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oder Mutterschaftsurlaub
sowie einer Diskriminierung
aufgrund des Familien-
stands bei Entlassung oder
Kündigung;

b) Zur Einführung des bezahl-
ten oder mit vergleichbaren
Vorteilen verbundenen
Mutterschaftsurlaubs ohne
Verlust des bisherigen
Arbeitsplatzes, der Rechte
aufgrund des Dienstalters
oder sozialer Zulagen;

c) Zur Förderung der Bereit-
stellung der erforderlichen
unterstützenden Sozialdien-
ste, die Eltern eine Verbin-
dung von Familienpflichten
mit beruflichen Pflichten
und mit der Teilnahme am
öffentlichen Leben ermögli-
chen, insbesondere durch
die Förderung der Errich-
tung und des Ausbaus eines
Netzes von Einrichtungen
zur Kinderbetreuung;

d) Zur Gewährung eines
besonderen Schutzes für
Frauen während der
Schwangerschaft bei
Beschäftigungsarten, die
sich für diese als schädlich
erwiesen haben.

3. Rechtsvorschriften zum
Schutz der in diesem Artikel
erfaßten Bereiche werden in
regelmäßigen Abständen an
Hand der wissenschaftlichen und
technischen Erkenntnisse über-
prüft und erforderlichenfalls
geändert, aufgehoben oder erwei-
tert.

Artikel 12

1. Die Vertragsstaaten treffen
alle geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau im Gesundheitswesen,
um Frauen zu den gleichen
Bedingungen wie Männern
Zugang zu den Gesundheitsfür-
sorgediensten, einschließlich der
Dienste im Zusammenhang mit
der Familienplanung zu gewähr-
leisten.

2. Unbeschadet des Abs. 1 sor-
gen die Vertragsstaaten für ange-
messene Betreuung während der
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Schwangerschaft sowie während
und nach der Entbindung, wobei
diese Betreuung Frauen erforder-
lichenfalls unentgeltlich zur Ver-
fügung steht, sowie für eine ange-
messene Ernährung der Frau
während der Schwangerschaft
und der Stillzeit.

Artikel 13

Die Vertragsstaaten treffen alle
geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau in anderen Bereichen
des wirtschaftlichen und sozialen
Lebens, um Frauen nach dem
Gleichheitsgrundsatz dieselben
Rechte wie Männern zu gewähr-
leisten, insbesondere

a) das Recht auf Familienbei-
hilfen;

b) das Recht, Bankdarlehen,
Hypotheken und andere
Finanzkredite aufzuneh-
men;

c) das Recht auf Teilnahme
an Freizeitbeschäftigungen,
Sport und allen Aspekten
des kulturellen Lebens.

Artikel 14

1. Die Vertragsstaaten berück-
sichtigen die besonderen Pro-
bleme von Frauen auf dem Lande
und deren bedeutende Rolle für
das wirtschaftliche Überleben
ihrer Familien sowie auch ihre
Arbeit in nichtmonetären Wirt-
schaftssektoren, und treffen alle
geeigneten Maßnahmen, um
dafür zu sorgen, daß die Bestim-
mungen dieser Konvention auch
auf Frauen auf dem Lande
Anwendung finden.

2. Die Vertragsstaaten treffen
alle geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frauen auf dem Lande, um
dafür zu sorgen, daß sie unter
den gleichen Bedingungen wie
Männer an der ländlichen Ent-
wicklung und an den sich daraus
ergebenden Vorteilen teilhaben
können, und gewährleisten ihnen
insbesondere folgende Rechte:

a) Mitwirkung auf allen Ebe-
nen an der Ausarbeitung
und Durchführung von Ent-
wicklungsplänen;
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b) Zugang zu angemessenen
Einrichtungen der Gesund-
heitsfürsorge einschließlich
Informationen, Beratungs-
diensten und Einrichtungen
der Familienplanung;

c) unmittelbaren Anspruch auf
Leistungen aus Program-
men der sozialen Sicherheit;

d) schulische und außerschuli-
sche Ausbildung und Bil-
dung jeder Art, einschließ-
lich funktioneller Alphabeti-
sierung, darunter auch die
Nutzung aller Gemein-
schafts- und Volksbildungs-
einrichtungen zur Erweite-
rung ihres Fachwissens;

e) Organisation von Selbsthil-
fegruppen und Genossen-
schaften zur Erlangung
wirtschaftlicher Chancen-
gleichheit durch selbstän-
dige oder unselbständige
Arbeit;

f) Teilnahme an allen Gemein-
schaftsaktivitäten ;

g) Zugang zu landwirtschaftli-
chen Krediten und Darle-
hen, Vermarktungseinrich-
tungen und geeigneten
Technologien sowie Gleich-
behandlung im Rahmen von
Boden- und Agrarreformen
und ländlichen Umsied-
lungsaktionen;

h) angemessene Lebensbedin-
gungen, insbesondere im
Hinblick auf Wohnung,
sanitäre Einrichtungen,
Elektrizität und Wasserver-
sorgung sowie Verkehrs-
und Nachrichteneinrichtun-
gen.

TEIL IV

Artikel 15

1. Die Vertragsstaaten stellen
die Frau dem Mann vor dem
Gesetz gleich.

2. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren Frauen in zivilrechtlichen
Angelegenheiten dieselbe Rechts-
fähigkeit wie Männern und geben
ihnen dieselbe Gelegenheit zur
Ausübung dieser Rechtsfähigkeit.
Insbesondere räumen sie Frauen
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das gleiche Recht ein, Verträge
abzuschließen und Vermögen zu
verwalten, und gewähren ihnen
Gleichbehandlung in allen Sta-
dien gerichtlicher Verfahren.

3. Die Vertragsstaaten kom-
men überein, daß alle Verträge
und alle sonstigen privaten
Urkunden jeglicher Art, deren
Rechtswirkung die Einschrän-
kung der Rechtsfähigkeit der
Frau zum Ziel hat, nichtig sind.

4. Die Vertragsstaaten gewäh-
ren Männern und Frauen die glei-
chen Rechte im Rahmen der
Rechtsvorschriften über die Frei-
zügigkeit und freie Wahl ihres
Wohnsitzes und Aufenthaltsorts.

Artikel 16

1. Die Vertragsstaaten treffen
alle geeigneten Maßnahmen zur
Beseitigung der Diskriminierung
der Frau in allen ehelichen und
familiären Angelegenheiten und
gewährleisten insbesondere fol-
gende Rechte auf der Grundlage
der Gleichheit von Mann und
Frau:

a) gleiches Recht auf Ehe-
schließung;

b) gleiches Recht auf freie
Wahl des Ehegatten sowie
auf Eheschließung nur mit
freier und voller Zustim-
mung;

c) gleiche Rechte und Pflich-
ten in der Ehe und bei
deren Auflösung;

d) gleiche Rechte und Pflich-
ten als Eltern, ungeachtet
ihres Familienstands, in
allen ihre Kinder betreffen-
den Angelegenheiten; in
jedem Fall haben die Inter-
essen der Kinder Vorrang;

e) gleiches Recht auf freie und
verantwortungsbewußte

Entscheidung über die
Anzahl und Altersunter-
schiede ihrer Kinder und
auf Zugang zu den zur Aus-
übung ihrer Rechte erfor-
derlichen Informationen,
Bildungseinrichtungen und
sonstigen Mitteln;
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f) gleiche Rechte und Pflich-
ten in Fragen der Vormund-
schaft, Pflegschaft, Treu-
handschaft und Adoption
von Kindern oder ähnlicher
Einrichtungen, soweit das
innerstaatliche Recht derar-
tige Rechtsinstitute kennt;
in jedem Fall haben die
Interessen der Kinder Vor-
rang;

g) dieselben persönlichen
Rechte der Ehegatten, ein-
schließlich des Rechts auf
Wahl des Familiennamens,
eines Berufs und einer
Beschäftigung;

h) gleiche Rechte beider Ehe-
gatten hinsichtlich Eigen-
tum, Erwerb, Bewirtschaf-
tung, Verwaltung, Nutzung
und Verfügung über Ver-
mögen, gleichgültig, ob
diese Rechte unentgeltlich
oder entgeltlich sind.

2. Die Verlobung und Verhei-
ratung eines Kindes hat keine
Rechtswirksamkeit; es werden
alle erforderlichen Maßnahmen,
einschließlich der Erlassung von
Rechtsvorschriften, unternom-
men, um ein Mindestalter für die
Ehefähigkeit festzulegen und die
Eintragung der Eheschließung in
ein offizielles Register zur Pflicht
zu machen.

TEIL V

Artikel 17

1. Zur Überprüfung der Fort-
schritte bei der Durchführung
dieser Konvention wird ein
Komitee für die Beseitigung der
Diskriminierung der Frau einge-
setzt (im folgenden als „Komi-
tee" bezeichnet); es besteht zum
Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Konvention aus achtzehn, nach
Ratifikation oder nach dem Bei-
tritt des fünfunddreißigsten Ver-
tragsstaates zur Konvention aus
dreiundzwanzig Experten von
hohem sittlichen Rang und gro-
ßer Sachkenntnis auf dem von
der Konvention erfaßten Gebiet.
Die Experten werden von den
Vertragsstaaten aus ihren Staats-
angehörigen ausgewählt und sind
in persönlicher Eigenschaft tätig;
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dabei ist auf eine ausgewogene
geographische Verteilung und auf
die Vertretung der unterschiedli-
chen Zivilisationsformen sowie
der wichtigsten Rechtssysteme zu
achten.

2. Die Mitglieder des Komitees
werden in geheimer Abstimmung
aus einer Liste von Personen
gewählt, die von den Vertrags-
staaten benannt worden sind.
Jeder Vertragsstaat kann einen
seiner eigenen Staatsangehörigen
nominieren.

3. Die erste Wahl findet sechs
Monate nach Inkrafttreten dieser
Konvention statt. Spätestens drei
Monate vor jeder Wahl fordert
der Generalsekretär der Verein-
ten Nationen die Vertragsstaaten
schriftlich auf, binnen zwei
Monaten ihre Nominierungen
einzureichen. Der Generalsekre-
tär erstellt sodann eine alphabeti-
sche Liste aller auf diese Weise
nominierten Personen unter
Angabe der sie nominierenden
Vertragsstaaten und legt sie den
Vertragsstaaten vor.

4. Die Wahl der Mitglieder des
Komitees findet auf einer vom
Generalsekretär am Sitz der Ver-
einten Nationen anberaumten Sit-
zung der Vertragsstaaten statt. In
dieser Sitzung, die verhandlungs-
und beschlußfähig ist, wenn zwei
Drittel der Vertragsstaaten ver-
treten sind, gelten diejenigen
Bewerber als in das Komitee
gewählt, welche die höchste
Stimmenzahl und die absolute
Stimmenmehrheit der anwesen-
den und abstimmenden Vertreter
der Vertragsstaaten auf sich ver-
einigen.

5. Die Mitglieder des Komitees
werden für vier Jahre gewählt.
Jedoch läuft die Amtszeit von
neun der bei der ersten Wahl
gewählten Mitglieder nach zwei
Jahren ab; unmittelbar nach der
ersten Wahl werden die Namen
dieser neun Mitglieder vom Vor-
sitzenden des Komitees durch das
Los bestimmt.

6. Die Wahl der fünf zusätzli-
chen Mitglieder des Komitees fin-
det gemäß den Bestimmungen
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der Absätze 2, 3 und 4 statt, wenn
fünfunddreißig Staaten die Kon-
vention ratifiziert haben oder ihr
beigetreten sind. Die Amtszeit
zweier der bei dieser Gelegenheit
gewählten zusätzlichen Mitglie-
der läuft nach zwei Jahren ab; die
Namen dieser beiden Mitglieder
werden vom Vorsitzenden des
Komitees durch das Los
bestimmt.

7. Zur Besetzung eines uner-
wartet freiwerdenden Sitzes
nominiert der Vertragsstaat, des-
sen Experte aufgehört hat, die
Funktion eines Komiteemitglie-
des auszuüben, mit der Zustim-
mung des Komitees einen ande-
ren Experten seiner Nationalität.

8. Die Mitglieder des Komitees
erhalten mit Zustimmung der
Generalversammlung Bezüge aus
Mitteln der Vereinten Nationen;
die näheren Einzelheiten werden
von der Versammlung unter
Berücksichtigung der Bedeutung
festgesetzt, die den Aufgaben des
Komitees zukommt.

9. Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen stellt dem
Komitee das Personal und die
Einrichtungen zur Verfügung,
deren dieses zur wirksamen
Wahrnehmung seiner Aufgaben
nach dieser Konvention bedarf.

Artikel 18

1. Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich, dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen zur
Behandlung durch das Komitee
einen Bericht über die zur Durch-
führung dieser Konvention
getroffenen gesetzgeberischen,
gerichtlichen Verwaltungs- und
sonstigen Maßnahmen und über
die diesbezüglichen Fortschritte
vorzulegen, und zwar

a) innerhalb eines Jahres nach
Inkrafttreten der Konven-
tion für den betreffenden
Staat und

b) danach mindestens alle vier
Jahre und sooft der Aus-
schuß darum ersucht.

2. Die Berichte können
Umstände und Schwierigkeiten
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aufzeigen, die das Ausmaß der
Erfüllung der in dieser Konven-
tion eingegangenen Verpflichtun-
gen beeinflussen.

Artikel 19

1. Das Komitee gibt sich eine
Geschäftsordnung.

2. Das Komitee wählt seine
Funktionäre für zwei Jahre.

Artikel 20

1. Das Komitee tritt in der
Regel einmal im Jahr für höch-
stens zwei Wochen zur Behand-
lung der gemäß Artikel 18 dieser
Konvention vorgelegten Berichte
zusammen.

2. Die Sitzungen des Komitees
finden in der Regel am Sitz der
Vereinten Nationen oder an
einem anderen vom Ausschuß zu
bestimmenden geeigneten Ort
statt.

Artikel 21

1. Das Komitee legt der Gene-
ralversammlung der Vereinten
Nationen im Wege des Wirt-
schafts- und Sozialrates einen
jährlichen Tätigkeitsbericht vor
und kann auf Grund seiner Prü-
fung der Berichte und Informa-
tionen der Vertragsstaaten Vor-
schläge und allgemeine Empfeh-
lungen abgeben. Diese Vor-
schläge und allgemeinen Empfeh-
lungen sind zusammen mit etwai-
gen Stellungnahmen der Ver-
tragsstaaten in den Bericht des
Komitees aufzunehmen.

2. Der Generalsekretär über-
mittelt die Berichte des Komitees
an die Kommission für die
Rechtsstellung der Frau zur
Kenntnisnahme.

Artikel 22

Die Sonderorganisationen
haben das Recht auf Teilnahme,
wenn die Durchführung von
Bestimmungen dieser Konvention
behandelt wird, die in ihr Aufga-
bengebiet fallen. Das Komitee
kann die Sonderorganisationen
einladen, Berichte über Durch-
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führung dieser Konvention auf
Gebieten vorzulegen, die in deren
Tätigkeitsbereich fallen.

TEIL VI

Artikel 23

Diese Konvention läßt zur
Herbeiführung der Gleichberech-
tigung von Mann und Frau geeig-
netere Bestimmungen unberührt,
die enthalten sind

a) in den Rechtsvorschriften
eines Vertragsstaates oder

b) in sonstigen für diesen Staat
geltenden Konventionen,
Verträgen oder Abkommen.

Artikel 24

Die Vertragsstaaten verpflich-
ten sich, auf nationaler Ebene alle
erforderlichen Maßnahmen zu
treffen, um die volle Ausübung
der in dieser Konvention aner-
kannten Rechte zu gewährleisten.

Artikel 25

1. Diese Konvention liegt für
alle Staaten zur Unterzeichnung
auf.

2. Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen ist Depositär
dieser Konvention.

3. Diese Konvention bedarf der
Ratifikation. Die Ratifikationsur-
kunden, sind beim Generalsekre-
tär der • Vereinten Nationen zu
hinterlegen.

4. Diese Konvention liegt für
alle Staaten zum Beitritt auf. Der
Beitritt erfolgt durch Hinterle-
gung einer Beitrittsurkunde beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen.

Artikel 26

1. Ein Antrag auf Revision die-
ser Konvention kann jederzeit
von einem Vertragsstaat durch
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schriftliche Mitteilung an den
Generalsekretär gestellt werden.

2. Die Generalversammlung
der Vereinten Nationen entschei-
det über die Schritte, die gegebe-
nenfalls auf einen solchen Antrag
hin zu unternehmen sind.

Artikel 27

1. Diese Konvention tritt am
dreißigsten Tag nach der Hinter-
legung der zwanzigsten Ratifika-
tions- oder Beitrittsurkunde beim
Generalsekretär der Vereinten
Nationen in Kraft.

2. Für jeden Staat, der nach
Hinterlegung der zwanzigsten
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde diese Konvention ratifi-
ziert oder ihr beitritt, tritt die
Konvention am dreißigsten Tag
nach Hinterlegung seiner eigenen
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde in Kraft.

Artikel 28

1. Der Generalsekretär der
Vereinten Nationen nimmt
schriftliche Vorbehalte, die ein
Staat bei der Ratifikation oder
beim Beitritt macht, entgegen und
leitet sie allen Staaten zu.

2. Mit dem Ziel und Zweck
dieser Konvention unvereinbare
Vorbehalte sind unzulässig.

3. Vorbehalte können jederzeit
durch eine diesbezügliche Mittei-
lung an den Generalsekretär der
Vereinten Nationen zurückge-
nommen werden, der sodann alle
Staaten davon in Kenntnis setzt.
Diese Mitteilung wird mit dem
Tag ihres Eingangs wirksam.

Artikel 29

1. Entsteht zwischen zwei oder
mehreren Vertragsstaaten über
die Auslegung oder Anwendung
dieser Konvention eine Streit-
frage, die nicht auf dem Verhand-
lungsweg beigelegt wird, so kann
sie auf Verlangen einer Partei zur
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Schlichtung vorgelegt werden.
Wenn sich die Parteien innerhalb
von sechs Monaten vom Zeit-
punkt des Schlichtungsantrages
nicht über die Form des Schlich-
tungsverfahrens einigen können,
kann jede Partei den Streitfall
dem Internationalen Gerichtshof
vorlegen, indem sie einen mit des-
sen Satzung übereinstimmenden
Antrag stellt.

2. Jeder Vertragsstaat kann
zum Zeitpunkt der Unterzeich-
nung oder Ratifikation dieser
Konvention oder seines Beitritts
zu dieser erklären, daß er die
Bestimmungen des Absatz 1 für
sich nicht verbindlich erachtet.
Die anderen Vertragsstaaten sind
gegenüber einem Staat, der einen
derartigen Vorbehalt macht,
nicht an die in diesem Absatz ent-
haltenen Bestimmungen gebun-
den.

3. Ein Vertragsstaat kann einen
Vorbehalt gemäß Absatz 2 jeder-
zeit durch Mitteilung an den
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zurücknehmen.

Artikel 30

Diese Konvention, deren arabi-
scher, chinesischer, englischer
französischer, russischer und spa-
nischer Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, wird beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Natio-
nen hinterlegt.

ZU URKUND DESSEN
haben die hiezu gehörig befugten
Unterzeichneten diese Konven-
tion unterzeichnet.
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VORBEHALTE DER REPUBLIK
ÖSTERREICH ZUR KONVENTION ZUR

BESEITIGUNG JEDER FORM VON
DISKRIMINIERUNG DER FRAU

(Übersetzung)

Anläßlich der Ratifikation dieser Konvention
erklärt der Bundespräsident der Republik Öster-
reich folgende Vorbehalte:

Österreich behält sich das Recht vor, Artikel 7
lit. b in bezug auf militärische Dienstleistungen und
Artikel 11 in bezug auf das Verbot der Nachtarbeit
von Frauen und den besonderen Arbeitnehmer-
schutz von Frauen im Rahmen der in der inner-
staatlichen Gesetzgebung vorgesehenen Beschrän-
kungen anzuwenden.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 31. März 1982 beim Generalsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; die Konven-
tion ist gemäß ihrem Artikel 27 Absatz 2 am 30. April 1982 für Österreich in Kraft getreten.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der Vereinten Nationen haben derzeit nachstehende Staaten
die Konvention ratifiziert bzw. sind ihr beigetreten:

Ägypten, Äthiopien, Barbados, Bhutan, Bulgarien, China, Deutsche Demokratische Republik, Domi-
nika, Ekuador, El Salvador, Guyana, Haiti, Jugoslawien, Kap Verde, Kanada, Kolumbien, Kuba, Laos,
Mexiko, Mongolei, Nikaragua, Norwegen, Panama, Philippinen, Polen, Portugal, Rumänien, Rwanda,
Sankt Vincent und die Grenadinen, Schweden, Sowjetunion, Sri Lanka, Ukraine, Ungarn, Uruguay und
Weißrußland.

Folgende Staaten haben anläßlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde einen Vorbehalt
gemäß Artikel 29 Absatz 2 der Konvention erklärt:

Ägypten, Bulgarien, China, Deutsche Demokratische Republik, El Salvador, Kuba, Mongolei, Polen,
Rumänien, Sowjetunion, Ukraine, Ungarn und Weißrußland.

Darüber hinaus haben nachstehende Staaten Vorbehalte erklärt bzw. Erklärungen abgegeben:

Ägypten

Vorbehalte:

Hinsichtlich Artikel 9

Vorbehalt zu dem Wortlaut von Artikel 9 Absatz 2 über die Gewährung von gleichen Rechten für
Frauen wie für Männer hinsichtlich der Staatsbürgerschaft ihrer Kinder, unbeschadet der Tatsache, daß
ein einer Ehe entstammendes Kind die Staatszugehörigkeit seines Vaters erwirbt. Dies soll verhindern, daß
ein Kind zwei Staatsbürgerschaften erwirbt, wenn seine Eltern verschiedener Staatszugehörigkeit sind, da
sich dies auf seine Zukunft nachteilig auswirken kann. Es ist klar, daß der Erwerb der Staatsbürgerschaft
des Vaters die für das Kind zuträglichste Vorgangsweise ist und daß dadurch der Grundsatz der Gleich-
heit zwischen Mann und Frau nicht verletzt wird, da es bei einer Frau im Falle einer Verehelichung mit
einem Ausländer üblich ist zuzustimmen, daß ihre Kinder die Staatsbürgerschaft des Vaters erhalten.

Hinsichtlich Artikel 16

Vorbehalt gegen den Wortlaut von Artikel 16 über die Gleichheit von Mann und Frau in allen Ange-
legenheiten im Rahmen der ehelichen und familiären Beziehungen während der Ehe und bei deren Auflö-
sung, unbeschadet der Bestimmungen der islamischen Sharia, denenzufolge Frauen die den Rechten ihrer
Ehegatten entsprechenden Rechte zuerkannt werden, um damit eine gerechte Ausgewogenheit zwischen
ihnen sicherzustellen. Dies erfolgt aus Achtung vor der heiligen Natur der festen Glaubensgrundsätze,
denen eheliche Beziehungen in Ägypten unterliegen und die nicht in Frage gestellt werden dürfen, sowie
angesichts der Tatsache, daß eine der wichtigsten Grundlagen dieser Beziehungen eine Gleichwertigkeit
von Rechten und Pflichten ist, um zu gewährleisten, daß die Ehegatten einander ergänzen, wodurch eine
wahre Gleichberechtigung zwischen den Eheleuten garantiert wird. Die Bestimmungen der Sharia legen
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fest, daß der Ehemann der Ehefrau Brautgeld zu zahlen und sie vollkommen zu erhalten hat und ihr auch
bei Scheidung Zahlung leistet, während die Ehefrau die vollen Rechte über ihr Eigentum behält und nicht
verpflichtet ist, etwas für ihren Unterhalt zu zahlen. Die Sharia schränkt daher die Rechte der Ehefrau auf
Scheidung insofern ein, als sie diese von einem richterlichen Urteil abhängig macht, während diese Ein-
schränkung im Falle des Ehemannes nicht vorgesehen ist.

Allgemeiner Vorbehalt zu Artikel 2

Die Arabische Republik Ägypten ist bereit, den Inhalt dieses Artikels zu erfüllen, sofern dies der isla-
mischen Sharia nicht zuwider läuft.

Kanada

Erklärung

„Die kanadische Regierung erklärt, daß die zuständigen gesetzgebenden Behörden in Kanada dem in
Artikel 11 (1) (d) genannten Begriff der gleichen Bezahlung in der Gesetzgebung Rechnung getragen
haben, womit die Einrichtung von Entlohnungssätzen ohne Diskriminierung auf Grund des Geschlechts
verlangt wird. Die zuständigen gesetzgebenden Behörden in Kanada werden weiterhin das Ziel und den
Zweck von Artikel 11 (1) (d) erfüllen und haben diesbezüglich zusätzliche legislative und andere Maßnah-
men ergriffen und werden solche gegebenenfalls auch weiterhin ergreifen."

Sinowatz
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